
Aktenzeichen: I m N ä m'e'nk“ d e s V 0 1 k e s

___—___, _

Verkündet

am 22„ März 1962

In Sachen

. . . o_ 0 . l . . c 9 . v. 0 . . o ,

Klägerin und Revisionsklägerin‚

g e g e n

. . . . . . .
D‘

. . . . . . . 0 Di ,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8“ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 22. März 1962 an der mit—

gewirkt haben

Senatspräsident S t e n g e 1
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ R o t t m a n n und

Bundesrichter S c h i n d l e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E l w
e4r

t und

Bundessozialrichterin V o 1 1 n b e r g
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Nordrhein—Westfalen in Essen vom
23, Oktober 1957 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„

V o‘n R e c h t s 'Äw e g e n °
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Die Klägerin ist die Witwe des
Magazinverwalters

Gottfried

G:;:=::== =5 er war bei der Gesellschaft für Teerverwertung

mbH in Duisburg—Meiderich beschäftigt und fiel dort am 90

März 1945 einem Artillerietreffer zum Opfer„ Die Klägerin

bezog seit dem 1„AuguSt 1947 Hinterbliebenenrente nach der

Sozialversicherungsdirektive (BVD) Nr° 27° Daneben erhielt

sie seit dem Jahre 1948 monatliche Zuwendungen in Höhe von

30„—— DM von dem früheren Arbeitgeber ihres Ehemannes° Vor

Umanerkennung ihrer Versorgungsbezüge nach dem Bundesversor—

gungsgesetz (BVG) füllte sie am 7“ April 1951 den ihr über—
sändten Fragebogen aus und gab darin die Witwenrente aus

der AngestelltenversiCherung, die sie seit dem 1. Juni 1949.

in Höhe von 200— DM bezog, als Einkommen an, nicht aber die

Zuwendungen des früheren Ärbeitsgebers ihres Ehemannes° Die

Frage 4g des Erhebungsbogens zur Ausgleichsrente, die das

Einkommen “aus früheren Dienstverhältnissen des Verstorbenen
(Witwengéld, Zuwendungen anstelle solcher Bezüge und ähn—
liche)" betraf, beantwortete sie nicht bejahend, sondern

versäh die ganze Seite des Fragebogens mit einem durchge—

henden Strich;° Mit dem Umanerkennungsbescheid voin’2° Mai
1951 erkannte daraufhin das Versorgungsamt (VersorgA) Aachen

der Klägerin Witwengrundrente und Ausgleichsrente in Höhe von

je 40„— DM monatlich vom 1°_Oktober 1950 an zu° Das VersorgA

stellte am 17° Dezember 1952 und 29„ September 1955 die Aus—

gleichsrente auf Grund gesetzlicher Änderungen neu fest„

In einem der Klägerin erneut zugesandten Erhebungsbogen

zur Ausgleichsrente, den sie am 290 April 1954 ausgefüllt

und unterschrieben an das VersorgA zurücksendte, gab sie

erstmals die Zuwendungen des früheren Arbeitgebers ihres
Ehemännes von 30°— DM monatlich an" Durch Neufeststellungs—

bescheid vom 15" Juni 1954 berechnete das Versorg■ gemäß

5 62 BVG die Versorgungsbezüge_neu vom 1. Oktober 1950 an,
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stellte fest, daßdie Klägerin vom1. Oktober1950bis zum
31» Juli 1954, 1„400„— DM zuviel erhalten habe und ordnete

die Erstattung dieses Betrages an° Auf den Widerspruch der

Klägerin stellte das Landes—VersorgA Nordrhein—Westfalen

.durch Bescheid vom 24. Juli 1954 fest, daß die Versorgungs—

bezüge der Klägerin bis zum 50° Juni 1951 gemäß 5 86 Abs° 1

BVG 600— DM monatlich betrügen, änderte insoweit den Be—

scheid vom 15° Juni 1954 ab und wies im übrigen den Wider—

spruch zurück, Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozial—

gericht (SG) Köln, Zweigstelle Aachen, durch Urteil vom
14„ Oktober 1955 abgewiesen, weil die Zahlungen des frühe—

ren Arbeitgebers des Ehemannes der Klägerin als "sonstiges

Einkommen" auf die Ausgleichsrente der Klägerin anzurech—

‚nen—sei° Auf die Berufung der Klägerin hat das Landes—

eozialgericht (LSG) mit °rteil vom 23. Oktober 1957 die an—
gefochtenen Bescheide geändert; es hat den Beklagten verur—
teilt, von der Rückforderungabzusehen, soweit er mehr als

1a308o— DM verlange; im übrigen hat es die Berufung zurück—

gewiesen. In den Gründen ist ausgeführt, der Klägerin stün—

denvom1° Oktober1950bis 51„ Mai 1951nicht - wie in dem
Bescheid vom 15° Juni 1954 eingesetzt — 500— DM, sondern

monatlich 60„— DM zu und vom 1. Juni—1951 bis 50° Juni 1951

nicht 48„— DM, sondern ebenfalls 600— DM° Der Betrag von

1„400,— DM ermäßige sich somit um 920— DM auf 1,508.— DM„

Zwar sei der Klägerin durch die Feststellung in dem Wider—

spruchsbeseheid eine Rente von 60„— DM bis zum 300 Juni

1951 zugebilligt werden; jedoch sei nicht im einzelnen an-

}gegeben, welchen Einfluß diese Feststellung auf die Höhe

des Erstattungsanspruchs gehabt habe° Da die Klägerin An-

spruch auf ein! solche Berechnung habe, habe dieser Bescheid
’ geändert werden müssen° Im übrigen sei der Beklagte aber

berechtigt gewesen, den Bescheid vom 2. Mai 1951 zurückzu—

nehmen,
zwar nicht gemäß 5'62 BVG, auch nicht gemäß Nr° 26

der Sozialversicherungsanordnung (SVA) Nr° 11, aber im Wege
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der Neufeststellung nach @42 Abs. 1 Nr. 5 des Verwaltungs—.
‚lverfehrensgesetzes (VeerG), der nach den gleichen Grund— }

sätzen anzuwenden sei, die das Bundessozialgericht (BSG)

für den zeitlichen.Anvendungsbereich des @ 47 VeerG auf-

gestellt habe. Der Bescheid vom 15: Juni 1954 (WiderSpruchs—

bescheid vom 24. Juli 1954) sei nicht schon deswegen rechts—

widrig, weil er unzutreffend begründet worden sei; erweise

er sich aus anderen Gründen als gerechtfertigt, werde die—

ser Verwaltungsakt nur auf eine andere rechtliche Grundlage

gestellt‘, Der Bescheid vom 2. Mai 1951 sei unrichtig gewesen,

weil gemäß 9 33 Abs' 2 BVG die Zuwendungen des früheren
_

Arbeitgebers des Ehemannes der Klägerin als sonstiges Einkom-

men hättén berücksichtigt werden müssen, denn es habe sich
um Zuwendungen gehandelt, auf die zwar kein Rechtsan5pruch

bestehe, die aber ohne Prüfung der Bedürftigkeit gewährt

_worden seien° Der Bescheid sei somit rechtswidrig und habe

nach 5-42 Abs° 1 Nr„ 3 VeerG zurückgenommen.werden dürfen,
Gemäß 5 47 Abs. 3 VeerG habe der Beklagte auch Erstattung

des zuviel gezahlten Betrages verlangen dürfen, denn die

_
Klägerin habe die Zuwendungen des Arbeitgebersverschwiegen°

"' _

Gegen das am 28. Juli 1958 zugestellte Urteil hat die Klä—

gerin am 22, August 1958 Revision eingelegt und beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils den
"Béklagten zu verurteilen, den auf Grund des Be—

scheides vom 15. Juni 1954 einbehaltenen Betrag

in Höhe von 1,308„— DM zu erstatten,

hilfsweise, '

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG Nordrhein—Westfalen zu—
rückzuverweisen°

>= ;;
_ _

In ihrer zugleich eingereichten Revisiohsbegründung rügt

die Klägerin Verletzung der 55 42, 47 Verw G und der allge—

meinen Grundsätze des Verwaltungsrechts über_die Rücknahme

}

1-5
_
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von Verwaltungsaktén. Das LSG hätte @ 42 VeerG nicht an—

wenden dürfen, weil das VeerG sich keine rückwirkendéf

Kraft, also über den 1° April 1955, beigelegt habe. Das—

selbe müsse_aber auch für 5 47 VeerG gelten, Die Zurück—

nahme des Bescheides vom 2. Mai 1951 hätte somit nur-nach

den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts beurteilt

werden dürfen„ Hiernach greife die Bindungswirkung eines ‘

begünstigenden Verwaltungsaktes und der dadurch begründete

Vertrauensschutz nur dann nicht durch, wenn der Begünstigte

die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes verschuldet habe°

Das Verschulden der Klägerin habe das LSG aber zu Unrecht

bejaht° Sie habe nicht annehmen können, daß die freiwilligen

Zuwendungen des Arbeitgebers unter die unklar gefaßte Frage

(4g) des Erhebungsb0gens fi■en. Außerdem sei sie auf Grund
öffentlicher Mitteilungen des VersorgA Duisburg, daß Zuwen—

dungen dieser Art nicht angerechnet würden, in ihrer Auf—

fassung bestärkt werden, sie brauche sie nicht anzugeben°

Sie stamme aus Duisburg und habe aus dieser Stadt auch die
Zuwendungen erhalten° Die Nichtanrechnung der Zuwendungen

_
auf die Ausgleichsrente sei somit nicht auf ihr Verschulden

zurückzuführen; darum habe der Bescheid vom 2° Mai 1951

nicht zurückgenommen werden können° Das LSG habe aber auch

'5 47 VeerG nicht nur zu Unrecht, sondern auch falsch ange—

wandt, denn die Klägerin habe die Zuwendungen nicht wissent—

lich verschwiegen, sondern nicht gewußt, daß sie sie habe

angeben müssen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurück2uweisen,

hilfsweise,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

die Berufung der Klägerin zurückzuweieeno
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'Er räumt ein, daß die Rücknahme des Umanerkennungsbescheides
nicht auf 5 42 VeerG habe géstützt werden kennen, sondern

'nach den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts zu

‘ beurteilen sei. Nach diesen Grundsätzen sei die Rücknahme
aber gerechtfertigt, nach_5 47 Abs. 3 VeerG auch die An—

ordnung der Erstattung. Die Unrichtigkeit der Umenerkcnnung
beruhe_auf einem’Verhalten, das die Klägerin zu vertreten

habe. Sie habe Umstände, die für die Höhe der Ausgleichs—

rente wesentlich gewesen seien, wissentlich verschwiegen;

darum sei nicht nur die Rücknahme des Bescheides vom 2. Mai

1951, sondern auch die Anordnung der Erstattung nach 5 47
Abs. 5 VeerG gerechtfertigt. Den Hilfsantrag begründet

der Beklagte damit, daß bereits auf Grund des Widerspruchs-

bescheides die—Erstattungsforderung auf 1.308.— DM er—
mäßigt worden sei. Darum habe die Berufung der Klägerir

in vollem Umfenge zurückgewie$en werden müssen; es sei

@95 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) verletzt.

Die durch Zulassung stetthefte Revision (% 162 Abs. 1 Nr. 1

SGG) ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

worden (5 164 SGG); sie iSt daher zulässig.

'Sie ist eber_nicht begründet. Das LSGhät im Ergebnis
zutreffend entschieden, daß das VersorgA berechtigt war?

den Bescheid vom 2. Mai 1951 wegen Unrichtigkeit teilweise

zurückzunehmen und daß die Klägerin verpflichtet ist, den

Betrag, den sie zu Unrecht erhalten hat, zu erstatten.

Der Bescheid vom 15. Juni 1954 (Widerspruchsbescheid vom
24. Juli 1954) enthält zwei Verwaltungsakte, von denen der
eine die teilweise Rücknahme des Bescheides vom 2. Mai 1951,

der andere den Erstattungsanspruch betrifft. Der Streit

.geht um die Rechtmäßigkeit dieser beiden Verweltungsakte.

_Die Geltendmachung des Erstattungsanspruchs hatte zur Vor—

‘* —'(1—„'
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aussetzung, daß die Bindung an den Bescheid vom 2° M81 1951

rechtswirksam durch Rücknahme beseitigt worden war„ Das

Versorgk war berechtigt, diesen Bescheid wegen Unrichtigkeit

zurückzunehmen, soweit die Zuwendungen des Arbeitgebers des '

Ehemannes der Klägerin nicht berücksichtigt worden waren,

Das VersorgA hat allerdings zu Unrecht
geglaubt,

die Rück—

nahme des
Umaherkennungsbescheides

und die rückwirkende Neu—

feststellung der Vérsorgungsbezüge auf 5 62 BVG stützen zu

können. Nach dieser Vorschrift ist der AnSpruch auf Ver—

.sorgung neu fe3t2ustellen, wenn in den Verhältnissen, die

für die Feststellung maßgebend
gewesen sind,_eine wesentliche

Änderung eintritt° Somit können nur Veränderungen, also

Umstände, die zur Zeit des Erlasses des Bescheides noch
nicht vorgelegen haben, die Grundlage für eine Neufeststel—

lung nach 5 62 BVG bilden (BSG 8, 11, 12)° Nach den tatsäch—

lichen Feststellungen des LSG, gegen'die die Klägerin zu—
lässige Revisionsrügen nicht erhoben hat und die darum auch

der Entscheidung des BSG zugrunde zu legen sind (@ 163 SGG),

hat sie schon vor Erlaß des Umanerkennungsbescheides und

über diesen Zeitpunkt hinaus bis zum Erlaß des Neufeststellungs—

bescheides vom 15. Juni 1954 fortlaufend den gleichen Betrag

von dem Arbeitgeber ihres Ehemannes erhalten° Die Verhält—

nisse, die für die Feststellung maßgebend gewesen sind, haben

sich somit nicht nggh Erlsß des Umanerkennungsbescheides ge-’
‘ändert, Die unzutreffende Begründung des Bescheides vom 2, Mai

_1951 stand jedoch einer Prüfung der Rechtmäßigkeit dieses Ver—

waltungsaktes nicht entgegen„Denn durch eine andere Begrün—

dung wird in der Regel ein Verweltungsakt nicht in seinem

Wesen (d.h. nach Voraussetzungen, Inhalt und Wirkungen) ver—

ändert, es wird nicht ein neuer Verwaltungsakt geschaffen,

sondern der Verfügungssetz des bestehenden Verwaltungsektes,

‚_
die in ihm ausgesprochene Rechtsfolge, nur auf eine andere

rechtliche Grundlage gestellt (BSG 7, 8, 12; 10, 209, 211;

*8—
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‚13, 252, 237)° Das LSG hat dies zutreffend erkannt} es hat
auch mit Recht die Rücknahme des Bescheides vom 2. Mai 1951

nicht nach Nr° 26 SVA Nr. 11 beurteilt; diese Bestimmung hat

zwar gemäß 5'84 Abs" 3 BVG auch noch nach Inkrafttreten des

BVG'(1° Oktober 1950) gegolten, ist aber am 31. Dezember 1952,

also vor Erlaß des Bescheides vom 15. Juni 1954, außer Kraft
getreten (vgl. BSGe, 11, 13; 10, 72, 73 f), ' '
Zwischen dem 31„ Dehember 1952 und dem 1. April 1955, also
dem Außerkrafttreten der Nr° 26 SVA 11 und dem Inkrafttreten

des Verwaltungsverfahrensgesetzes, War auch nicht, wie
das

LSG Hamburg in dem Urteil'vom 13. September 1961 (Breitheupt

19623° 59) meint, überNr.‘43 unter d svr*11die Vorschrift
des 5 1744 der Reichsversicherungsördnung (RVG) anwendbar°

Nach Nr, 43 unter d SVA 11 waren sinngemäß anwendbar die Vor—

.
schriften der EVO über "sonstige Angelegenheiten der Leistungs»

feststellung durch den Versicherungsträger und im Spruchver—

fahren"° Da @ 1744 EVO zu dem Teil A des Sechstcn Buches der
BVG gehört, der die Bezeichnung "Feststellung*der Leistungen"

trägt (55 1545 bis 1770 b) und unter IV in 5 1744 RVOauch
die Anfechtung endgültiger Bescheide der Versicherungsträger"

regelt, könnte Nrpr43 SVA 11 insoweit als eine auf 5 1744 ver—
weisende Vorschrift angesehen werden, wenn sich ihr Inhalt

ohne Zusammenhang mit den übrigen Vorschriften der SVA 11 be—
stimmen ließe° Einer solchen Auslegung steht aber die Vor—

schrift der Nr. 26 SVA 11 entgegen, die erkennbar eine um—

fassende, ausschließlich auf die materielle Unrichtigkeit

des Verwaltungsakts abgestellte, in diesem Umfang in der

bisher nicht bekannte Regelung trifft und damit über die

dem Gesichtspunkt verfahrensrechtlicher Unrichtigkeit gegebe—

nen Wiederaufnahmegründe des @ 1744 EVO weit hinaus greift°
Nr; 26 SVA 11 muß daher als eine Vorschrift angesehen werden,.

die abschließend und ersehöpfend die Materie der Beseitigung

rechtswidriger Verwaltungsakte regelt; durch Nr. 26 SVA 11

wurden auch die auf Mängeln des Verfahrens beruhenden Fälle

T;\VO

USfx
)

„“;‘ „„ . v 1'i. '" ‚-’ 1.1 ‘ _o_„ -%=\ , ". i‘ „ »
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. des 9 1744 RVO erfaßt und durch eine Neuregelung ersetzt°

Es ist somit nicht ersichtlich, aus welchem Grunde @ 1744

RVO für das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung

weiterhin Bestand hätte■ haben sollen. Dagegen läßt sich

nicht etwa einwenden, daß aueh das Verwaltungsverfahrens—

gesetz vom 20 Mai 1955 in den 55 41, 42 eine Unterscheidung

nach materiellen und formellen Voraussetzungen trifft, denn

in 5 41 sind nur die —
engené Voraussetzungen bestimmt, un—

ter denen ein Bescheid zu Hngungten des Berechtigten geän—
dert werden darf, während_sich aus 5 42 ergibt, in welchen

Fällen unabhängig hiervon der Gesichtspunkt eines mit Män—

geln behafteten Verfahrens zu einer neuen
Entscheidung führen

kann„ Dagegen ist die in Nr„ 26 SVA 11 getroffene Regelung

viel umfassender; sie ist nicht beschränkt auf verfahrens—

rechtliche Gründe und sdhließt die Erteilung eines Bescheids
ZußGunsten'wieazu Ungunstenides.Rentenberechtigten ein“ So—

mit warmit demAtißerkrafttreten der Nr., 26 SW.11auchkein
Raum mehr für eine Anwendbarkeit des 5 1744 RVO„ @ 1744 RVO

ist auch nicht etwa vom 10 Januar 1954 an für das Gebiet der
Kriegsepferversorgung nach 5 220 Nr° 18 SGG wieder in Kraft
getreten; denn mit der Änderung des @ 1744 RVO wurde nicht

zugleich auch der Anwendungsbereich dieser Vorschrift gegen—

über dem bis dahin geltenden Rechtszustand erweiterte

Die Rücknahme des Umanerkennungsbescheides konnte — ent;

gegen der Auffassung des LSG „ auch nicht auf 5 42 Abs„ 1
Nr; 5 VeerG (vom 2° Mai 1955) gestützt werden, denn dieses

Gesetz ist erst am 1. April 1955, also nach Erlaß des

'Widerspruchsbescheides vom 24, Juli 1954, in Kraft getreten
(@ 51 Abs„ 1 VeerG)° Für die Rechtmäßigkeit eines Rück— .
nahmebescheides, also eines Bescheides ohne Dauerwirkung,

kommt es aber auf die S&Ch? und Rechtslage in dem Zeitpunkt

der letzten Verwaltungssntsch©idung, nicht auf die Rechts—

lage im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung an (BSG 8,

13 f)° An dieser Rechtsprechung des BSG, besonders auch,

..‘]O-
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'soweit sie die Anwendungdes 5 41 VeerG (BSGe, 11, 14)
'Üund des 5 42 VeerG (BSG 13, 232, 235) betrifft, ist fest—

zuhalten° Nach 5 52 VeerG sind'zwär für das weitere Ver-
fahren in den am Tage des InkrafttetenS dieses Gesetzes

anhängiggg Sachen die Vörschriften dieses Gesetzes maßgef—
bend„ Das Gesetz regelt jedoch nur das Vérwaltungsver—

fahren; darum kann nicht angenommen Werden, daß'5v52 VeerG

auch die Verfahren regeln will, die vor Erlaß des Gesetzes
bereits abgeschlossen waren„ Das muß besonders in den Fällen

gelten, in denen die Anwendung des Gesetzes die Rechtsposi—
tion des Betroffenen im Vergleich zu den Vorschriften, die

„vor Erlaß des Gesetzes gegolten hatten, verschlechtern würdeqv

Da hiernach.besondere Vorschriften fehlen, die zur Zeit des

Erlasses des Bescheides vom 15, Juni 1954 (24„ Juli 1954)
anwendbar waren, sind für die Rechtmäßigkeit der Rücnnahme

des Bescheides vom 2. Mai 1951 die allgemeinen Grundsätze

des Verwaltungsrechts maßgebend gewesen; Ihrer Anwendung

stand nicht die Bindungswirkung des unanfechtbar gewordenen

Bescheidesvom2. mai 1951entgegen,denndie Bindunggilt
nur, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist (@ 77

SSG); Gesetz ist jede Rechtsnorm; Rechtsnormen in diesem
Sinne sind aUCh die anerkannten Grundsätze des allgemeinen

Verwaltungsrechts (BSG 8, 11‚‘14; 10, 72, 74)„ Nach diesen

Grundsätzen sind der Durchsetzung des öffentlichen Interes— ;

ses an der Rücknahmefehlerhafter begünstigender Verwaltungs—
akte mit Dauerwirkung Schranken gesetzt; die Rücknahme ist

rechtmäßig; wenn das Interesse der Verwaltung an der Besei—

tigung rechtswidriger Verwaltungsakte‚ das nach dem Verfas—

sunsgrundsatz.der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung beachtlich
ist, höher zu bewerten ist als das Interesse des Begünstigten

an dem Schutz des Vertrauens in den Bestand behördlicher Verl

fügungen, das nach dem VerfassungsgrundSatz der Rechtssicher—

heit auchzu beachtenist (BSG10, 72, 74 f und'BßG15, 51 ff‘
sowie Eundesverwaltungsgericht — BVerwG — Urteil vom 7. 1e—

&
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zember 1960, DVBl 1961, 380 ff mit weiteren Angaben aus Recht—
spreghung und Literatur). Die Abwägung des Interesses der

Verwaltung an der Beseitigung eines rechtswidrigen Verwal—

tungsaktes.gegen das Interesse des Begünstigten am Schutz

seines Vertrauens auf den Bestand dieses Verweltungsaktes

ergibt auch, ob der_Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vere

gengenheit oder nur für die Zukunft (BSG 15, 81 f und das
angeführte Urteil des BVerwG vom 7° Dezember 1960) zurück—

genommen werden kann° Rechtswidrige bégünstigenb Verwal—

tungsakte mit Dauerwirkung können nach diesen Grundsätzen

mit Wirkung für die Vergangenheit besonders dann zurück—

genommen werden, wenn die Rechtswidrigkeit durch Umstände

verursacht ist, die in den "VeranMortungsbereich" des

durch die Rücknahme Betroffenen fallen (BSG 8, 11, 14;
_

13, 232, 236); hier kommennamentlichdie Fälle ih Betracht,
in denen der Begünstigte verpflichtet war, der-Behörde we—
sentliche UmStände anzuzeigen und durch das Unterlassen

dieser Anzeige verursacht hat, daß ein Verwaltungsakt er—

la35en wurde, der von Anfang an rechtswidrig war (BSG 7,

8, 15; 9, 47, 53); denn wer so handelt, verdient'nicht den
Schutz eines ?Vertrauens"'auf den Bestand des Beschéides,

für dessen Unrichtigkeit er selbst verantwortlich ist,

Nach diesen Grundsätzen war das VersorgA berechtigt, den

Bescheid vom 2° Mai 1951 zurückzunehmen, soweit die Zuwen—

dungen des Arbeitgebers des Ehemannes der Klägerin anzurech—

nen waren, aber bei der Berechnung der Ausgleichsrente nicht

berücksichtigt werden sind,

Nach den Feststellungen des LSG sind die Zuwendungen zwar

ohne Rechtsanspruch, freiwillig und widerruflich, jedoch

ohne Prüfung der Bedürftigkeit im Einzelfalle regelmäßig

gewährt werden. Sie waren daher, wie das LSG in Überein«

stimmung mit der ständigen Rechtsprechung des BSGzutreffend
entschieden hat, als Einkommen im Sinne des 5 33 Abs. 2
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Satz 1 i V m; 9 41 Abs 4 Satz 2 BVG in der Fassung, die bis

“zum 1, Januar 1955, dem Zeitpunkt des Inkrafttreténs des

Dritten Gesetzes Zur Änderung und Ergänzung des BVG vom 19,

Januar 1955 (BGBl I 25) gegolten hat, anzurechnen (BSG 2,

wo, 14 ff; 3, 246, 249 f; 7, 51,-52; a, 11, 15). Die Anrech—
nung ist im Umanerkennungsbescheid unterblieben; darum wurde

>die Ausgleichsrente höher festgesetzt als nach der Rechtslage

gerechtfertigt war„ Der Umanerkennungsbescheid und die im

Anschluß an ihn ergangenen Änderungsbescheide vom 17. Dezem—

ber 1952 und 29, September 1953 sind daher unrichtié.gewesenu
Diese.Unrichtigkeit ist allein darauf zurückzuführen, daß die

Klägerin die Zuwendungen des Arbeitgebers nicht angegeben hat;

sie war somit dureh Umstände verursacht worden, die in ihren
.Verantwortungsbereich fallen‚ Sieuar zu einer vollständigen

und wahrheitsgemäßen Mitteilung der Umstände verpflichtet, die

erkennbar die Entscheidung der Behörde uber die th@ dcr

Ausgleichsrente beeinflussen konnten; sie war dieser Verm

pflichtung nicht dadurch enthoben, daß die Rechtslage zwei—
felhaft war und sie einen Anhaltspunkt dafür zu

haben glaub—
te, daß sie die Züwendungen nicht anzugeben brauche, Die

‘Entscheidung über die Anrechnung dieser Beträge mußte sie

der Behörde überlassen, denn diese allein hatte über die
Feststellung der Rente zu entscheiden und trug die Verant—

wortung dafür, ob die von ihr getroffene Regelung dem Gesetz.

entsprach, Unterließ die Klägerin die Mitteilung, obgleich

sie auf Grund der ihr vorgelegten Frage davon ausgehen

mußte, daß der Empfang der Zuwendungen für die Festsetzung

der Ausgleichsrente von Bedeutung sein könne, so verschwieg

sie (wissentlich) wesentliche Umstände. Die im Revisions-

-verfahren aufgestellte Behauptung der Klägerin, das VersorgA
.Duisburg

- nicht etwa das für sie zuständige VersorgA Aachen —

habe in amt■chen Verlautbarungen zum Ausdruck gebracht, daß
Zuwendungen der Arbeitgeber nicht anzurechnen seien und

„.‘v"
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darum auch nicht angegeben zu werden brauchten, konnte das

‚ESG nieht auf ihre rechtliche Bedeutung prüfen, da die Klä—

gerin verfahrensrechtliche Rügen nach % 162 Abs° 1 Nr" 2

sec nicht erhoben hat„ Darummuß auch dahingestellt blei—
ben, ob diese Tatsache — ihre Wahrheit unterstellt — geeig—

net gewesen wäre, die Verantwortung der Klägerin für die
Unterlassung ihrer Mitteilung zu mildern° Im übrigen ist

davon auszugehen, daß die Abwägung zwischen dem Interesse

der Verwaltung an der Beseitigung von Verwaltungsakten und

dem Interesse des Begünstigten an dem Bestand solcher Ver—

waltungsekte nicht verlangt, daß festgestellt wird, ob

die Verwaltung oder den Begünstigten ein Verschulden an
dem Zustandekommen der Rechtswidrigkeit des Verwaltungs—

aktes trifft, ob unter Umständen beide_Beteiligte schuld—

haft gehandelt haben, aber das Verschulden des einen Be—

teiligten überwiegt° Mit Recht hat Haueisen hierauf in

der Anmerkung zu dem Urteil des BVerwG
vom 28„ Juni 1957

(NJW 1958, 642/43) hingewiesen und ausgeführt, das Ver—

schulden habe im Strafrecht und im Sehndensersatzrecht,

nicht aber hier seinen "legitimén Platz"° Für die Rück—

nahme eines Verwaltungssktes, dessen Rechtswidrigkeit

durch unrichtige Mitteilungen des Begünstigten verursacht

werden ist, kommt es darauf an, ob er — auch ohne Rück—

sicht auf ein Verschulden — diese Umstände zu vertreten

hat, weil sie objektiv in seinen Verantwortungsbereich

fallena '
v

Das LSG hat aus dem festgestellten Sachverhalt frei von
Rechtsirrtum gefolgert, die'Klägerin habe nicht im Ühklaren

darüber sein können, daß die Frage 4g des Erhebungsbogens

auch die ihr gewährten Zuwendungen betroffen haben; sie ‘

habe somit wesentliche Umstände verschwiegen. Sie hat
darum ihr Verhalten‘zu vertreten° Die Rücknahme

des Be—

scheides vom 2° Mai 1951 ist somit rechtmäßig gewesen°
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‘ Mit Recht hät
das LSG im Ergebnis

auch
die

Verpflichtung

frder Klägerin zur Erstattung des mit 1. 308. — DM richtig
errechneten, zu Unrecht empfangenen Bétrages bejaht„ Es

.
kann dah1ngestellt b1é1ben, ob der Erste-ttun san3pruch

_
im vorliegenden Fäl1 1n 5 47 VeerG eine unmittelbare
ReChtsg1undlage findet (v51.BSG 3, 234, 237 ff;6,11,15 f;
11, 44, 46 1) oder ob h1ergegen Bedenken erhoben werden ,können und auch insoweit die eligeméinen Rechtsgrunds äi.tze

des Verwaltungsrechts,AnWehdung
finden müssen, als das

Vorverfahren vor dem_1. April 1955 abgeschlossen "ordcn ist°

Hier Wird jedenfalls das sachliche Ergebnis durch eine solche
unterschiedliche rechtlichegBQUrteilung nicht beeinflußt

—.Nach den äligemeinen Grundsätzen des Ve1waltungsrechts is t“

eine Zu Unrecht empfangene Leistung in aller Regel in vol—

lem_Umfenge zu erstatten (BVerwG Urteil vom 28 Juni 1957‚'

NJW1958, 154, 156 und vom 9. Juni 1961, Zeitschrift für.
den Lastenäusgleich_1961, 333, 334-sowie ESG }, 57, 59),

Der Erstattungsan59ruch, der dureh Verwaltungsakt verwirk—
11Cht wird‚_ erscheint so als das _Spiegelbild, die Kehrseite_

der nichtgerechtfert1gten öffentli_ch—rechtlichen Leistung
Eine Ausnahme 13t nur anzuérkenn, wenn die Rückforderung

fgegen Treu und Glauben verstoßen würde (Haueisen i_n NJW

”1954, 977, 978) Da schon die Rechtmäßigkeit der Rücknahme
' von einer Abwägung des Vertrauens interesees des Begünstig—

ten ge gen das Bese1t1gung51nteresse der Verwaltung abhan-

gig ist, wird der ErstattuhgsansPruch in der Regel zu bee,

_

jenen seih„wenn die Rücknahme gerechtfertigt ist; das

_
gilt beeondere dann, wenn die Umstände, die zur Rechtswid—

rigkeit des Vé1waltungsaktee geführt haben, in den Verant—
wortungebere1ch des Begünstigten fallen. Es sind aber
auch Au3nahmefälle denkbar, in denen zwar das Eeseitigungs—

.
intereese.der Verwältung überwiegt und darum das Vertrauene—

1 interesse des‘38günet13ten zurücktretén muß, aber mit Rück—

]sicht auf den'Schutz_deä Verfrauens des Begünstigten ange—
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zeigt ist, den Erstattuhgsanspruch der Verwaltung einzuf

schränken oder zu_verneinen° Schon das Reichsversorgungs—

gericht hatte in seiner späteren Rechtsprechung deutlich

zwischen dem Erlaß.von "Berichtigungsbescheiden" (nach

5 65 Abs° 2 des Gesetzes über das Verfahren in Versorgungs—
sachen vom 10" Januar 1922 idF des Gesetzes vom 2. November

1934 — BGBl I 1113) und der Geltendmachung von Erstattungs—
anerrüchen unterschieden (vgl. RVG 6, 83, 84; 7, 62, 63;

12, 246, 249; 13, 133, 135 f) und die Erstattungspflicht
dem Grundsatz von Treu und Glauben untergeordnet° Hier—
nach waren Leistungen, die vor Erlaßides Berichtigungsbe—

echeidee bewirkt worden sind, zu erstatten, wenn sie "nicht

in gutem Glauben an die Rechtskraft des Bescheides" empfan—

gen worden waren (RVG 7, 62, 63 f; 12, 246, 249; 13, 133,

135 f), Im vorliegenden Falle hat die Klägerin sich nach
den Feststellungen devaSG nicht darauf verlassen dürfen,

daß der Bescheid vom 2. Mai 1951 rechtmäßig war und sie

die ihr zugebilligten Beträge hätte behalten dürfen° Darum
ist sie nach den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungs—

rechts auch verpflichtet, die ihr rechtswidrig zugeflosse—

nen Beträge zu erstatten„ 4

Es würden aber auch die VÖraussetzungen des © 47 Abs° 3

VeerG — diese Vorschrift stellt eine Konkretisierung der

bis zum Inkrafttreten des VeerG geltenden allgemeinen
Grundsätze des Verwaltungsrechts dar — erfüllt sein, denn

die Klägerin hat in dem Fragebogen zur Ausgleichsrente

trotz der unmißverständlich auf ihre Einküfte abzielendcn

Frage verschwiegen, daß sie Zuwendungen von dem Arbeitge—

ber ihres verstorbenen Ehemanns erhielt° Darum würde sie

auch gemäß 5 47 Abs° 3 VerWVG die ihr zu Unrecht bewilligte

Rente zu erstatten haben, Da hiernach das Urteil des LSG
nicht zu beanstanden ist, war die Revision der Klägerin als

unbegründet zurückzuweisen° Der Senat hat zu der von dem
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Beklagten hilfsweise beantragten Änderung des angefochtenen

‘Urteils keinen Anlaß gefunden, Durch die Fassung dieses Ur—

.
teils ist die Klägerin, die allein Revision eingelegt hat,

‚
nicht beSChwert. Im übrigen stellt das Urteil sachlich keine

Abänderung des Widerspruchsbescheides, sondern nur dessen

'Klarstellung dar; die Verminderung des Erstattungsenspruchs
ergab sich nämlich unmittelbar aus dem Bescheid vom 24. Juli

1954, durch den bis zum 39° Juni 1951 eine Rente von 60°— IM

monatlich festgestellt worden war, und einem Vergleich mit

dem Bescheid-vom 15. Juni 1954°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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